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2 Liebscher 





§ 1 Einleitung 

Ohne Kommunikation in Form des Austausche von Informationen kann 
keine Gemeinschaft existieren. Wer wissen will, muß bereit sein, sich anderen 
gegenüber zu eröffnen  und damit deren Wissen zu erweitern. Wer seine 
Rechte geltend machen oder durchsetzen will, muß fremde und eigene Daten 
erheben oder weitergeben. Eine Einbahnstraße bei der Informationsgewin-
nung gibt es nicht. 

Dieser stete und auf das Feinste verästelte Informations- oder Datenfluß ist 
gleichsam ein Blutkreislauf der Gesellschaft. Solange diesem Kreislauf nur 
das entnommen wird, was existentiell gebraucht wird, ist alles gut und rich-
tig. Bedenklich wird es, wenn dieser Fluß gestört oder gestaut wird, um das 
so Gewonnene bestimmungswidrig zu nutzen. In einer modernen Informati-
onsgesellschaft ist es technisch ohne weiteres möglich, eine Vielzahl von 
Datenflüssen zu bündeln, zu speichern, zu verarbeiten und sie dabei so zu 
vernetzen, daß große Bereiche der Persönlichkeitssphäre des einzelnen gläsern 
oder doch zumindest halbdurchlässig werden. Gegen eine dies ermöglichende 
Datenübermittlung wollen die meisten dadurch Betroffenen  geschützt werden. 
Dies ist in erster Linie Aufgabe des Datenschutzes. 

Das Wort Datenschutz kann leicht mißverstanden werden. Nicht die Daten 
sind zu schützen, sondern die Menschen sollen vor den unerwünschten Aus-
wirkungen der modernen Datenverarbeitung geschützt und somit ihre grund-
rechtsgeschützten Interessen gewahrt werden. Jeder hat Geheimnisse, die er 
nicht ohne zwingenden Grund offenbaren  will. Eine rechtsstaatliche Demo-
kratie muß die Geheimhaltungsinteressen des einzelnen als schutzwürdige 
Belange respektieren und sichern, und zwar auf allen staatlichen Ebenen, sei 
es Legislative, Exekutive oder Judikative. 

Die automatisierte Datenverarbeitung ist bisher im Bereich des Zivilverfah-
rensrechts kaum eingesetzt worden, so daß sich hier noch kein ausgeprägtes 
Problembewußtsein entwickeln konnte. Das kommt vor allem darin zum Aus-
druck, daß in Fachkommentaren - wenn überhaupt - nur sehr spärliche Hin-
weise auf den Datenschutz zu finden sind. Auch gibt es nur vereinzelte Ent-
scheidungen höherer Gerichte, die sich mit Problemen der Datenübermittlung 
und des Datenschutzes im Zivilverfahren auseinandersetzen. Über die Bedeu-
tung der Datenschutzgesetze und ihre Anwendung im Bereich der Ju-

2* 
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stizvenvaltung und der Rechtspflege besteht noch große Unsicherheit. Das 
Konkurrenzverhältnis zwischen Datenschutzgesetzen und juristischen Verfah-
rensordnungen wird oft nicht beachtet oder falsch interpretiert.1 

Das seit Mitte 1991 bestehende neue Bundesdatenschutzgesetz zwingt 
nunmehr die Justiz dazu, sich eingehend mit der komplizierten Materie zu 
befassen, insbesondere deswegen, weil jetzt auch die (Gerichts-) Akten in den 
Datenschutz einbezogen werden und sich allein dadurch viele neue Berüh-
rungspunkte mit den Datenschutzbestimmungen ergeben. Im Bereich des Zi-
vilverfahrens werden eine Vielzahl von personenbezogenen Daten erfaßt, ge-
speichert, verarbeitet und übermittelt. Die meisten Daten werden noch in her-
kömmlicher Weise in Akten oder Karteien erfaßt. Auch wenn diese Daten 
nicht durch automatisierte Anlagen, sondern nur konventionell verarbeitet 
werden, kann dies- ein spezifisches Gefährdungspotential schaffen,  das die zu 
schützende Persönlichkeitssphäre tangieren kann. Erst recht ist dies bei der 
automatisierten Verarbeitung der Fall. Sie wird teilweise bereits im 
Registerwesen, der Textverarbeitung, dem automatischen Mahnverfahren und 
im Bereich der juristischen Datenbanken eingesetzt und wird dort zukünftig 
vermehrt Einzug halten. Die automatisierte Datenverarbeitung ermöglicht es, 
große Datenmengen zu speichern, zu vernetzen und für schnelle Zugriffe  auch 
über große Entfernungen bereitzuhalten. Auf diese Weise lassen sich sehr auf-
schlußreiche Persönlichkeitsprofile  erstellen. Der Betroffene  wird gegen sei-
nen Willen gewissermaßen "verdatet" und in verschiedene "Computer-
schubladenw zum jederzeitigen Gebrauch abgelegt. Das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung, das vom Bundesverfassungsgericht  aus 
Art. 2 Abs.l i.V.m. Art. 1 GG entwickelt wurde, ist dabei ernstlich gefähr-
det. 

Im Zusammenhang mit dem Datenschutz fällt auch oft der Begriff  der Da-
tensicherung. Hierbei geht es um den Schutz der Daten selbst. Während der 
Datenschutz regelt, "was" zu schützen ist, betrifft  Datensicherung die Frage, 
"wie" zu schützen ist. Das Thema der Datensicherung ist aber nicht Gegen-
stand dieser Untersuchung. 

Diese Arbeit ist eine erste Zusammenfassung der Materie "Datenschutz bei 
der Datenübermittlung im Zivilverfahren" und beleuchtet die Weitergabe von 
personenbezogenen Daten durch die Gerichte in den verschiedensten zivilver-
fahrensrechtlichen Situationen. Der Begriff  des Zivilverfahrens umfaßt dabei 
nicht nur den Zivilprozeß im engeren Sinn und das Vollstreckungsverfahren, 
sondern auch Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und das 

1 Zu den wenigen Hinweisen auf die Notwendigkeit eines verstärkten Datenschutzbewußts-
eins im Zivilverfahren vgl. insbesondere: Hansjörg  Geiger,  DRiZ 1987, 217; Eugen Ehmanny 
CR 1989, 49; Mallmann,  DRiZ 1987, 377; Karpen/Schiel,  Jura 1991, 527; Kespohl-Willemer, 
AnwBl 1992, 78; von Raden,  Rechner, Richter, Realitäten, Computer in der Justiz, 1989. 
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Registerrecht. Sie soll helfen, im Spannungsfeld zwischen den notwendigen 
Verfahrensprinzipien  für das Justizverfahren und dem Grundrecht auf in-
formationelle Selbstbestimmung des Einzelnen unter Beachtung der speziellen 
Verfahrensordnungen  einerseits und der Datenschutzgesetze des Bundes und 
der Länder andererseits, die richtigen Entscheidungen hinsichtlich der Daten-
übermittlung zu treffen. 

Diese Untersuchung ist in drei Teile gegliedert: 

Im ersten Teil werden zunächst die Grundlagen des Datenschutzes darge-
stellt. Hierbei werden die verfassungsrechtlichen Quellen aufgezeigt, die zur 
Entwicklung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung als Basis des 
Datenschutzes geführt haben. Im Anschluß daran werden die einfachgesetzli-
chen Grundlagen dieses verfassungsrechtlichen Gebots beschrieben. Dabei 
wird nicht nur das Verhältnis von Bundes- und Landesrecht aufgezeigt, son-
dern darüber hinaus der konkrete Anwendungsbereich dieser Gesetze, soweit 
sich Bezüge zum Zivilverfahrensrecht  ergeben, geschildert. 

Der zweite Teil behandelt einige wichtige zivilverfahrensrechtliche  Berei-
che. Er befaßt sich mit konkreten Einzelfallen der Datenverarbeitung im Zi-
vilverfahren von seiner Einleitung bis hin zu Zwangsvollstreckung und Kon-
kurs. In den einzelnen Gebieten des Verfahrensrechts  stellen sich daten-
schutzrechtliche Fragen mit unterschiedlicher Intensität. Überprüft  wird die 
Datenverarbeitung in und aus öffentlichen Registern, verschiedene Partei-
rechte im Zivilprozeß und im Insolvenzverfahren,  insbesondere die Akten-
einsicht, datenschutzrelevante Probleme im Zwangsvollstreckungsverfahren, 
die öffentliche  Zustellung verschiedener Schriftstücke sowie die Veröffentli-
chung von Gerichtsentscheidungen. Diese Bereiche stellen keine abschlie-
ßende Auflistung der datenverarbeitenden Maßnahmen im Zivilverfahren dar, 
sondern bilden vielmehr einen repräsentativen Ausschnitt der Probleme, die 
sich bei der Datenübermittlung ergeben. So wurde beispielsweise der große 
Bereich der Verwertungsverbote im Zivilprozeß einerseits wegen seiner Kom-
plexität, die eine eigene Arbeit erfordern  würde, sowie der etwas anderen 
Problemstellung hier nicht behandelt. Die Frage der Zulässigkeit einer Ver-
wertung rechtswidrig verschaffter  Informationen oder Beweismittel stellt sich 
eher im Bereich der Datenerhebung als bei der Datenübermittlung oder setzt 
zumindest die Statthaftigkeit der ersteren Datenverarbeitung voraus. 

Im dritten Teil werden die zentralen Fragen des Spannungsverhältnisses 
zwischen Datenschutz und den Prinzipien des Zivilverfahrens erörtert. In ei-
ner allgemeinen Zusammenfassung des zweiten Teils werden dabei die bisher 
gewonnenen Ergebnisse verknüpft und Vorschläge für die generelle Lösung 
dieses Spannungsverhältnisses unterbreitet. Hierbei wird nicht der Anspruch 


